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1. Geltungsbereich 
1.1. Diese Allgemeinen Mietbedingungen, nachfolgend „AGB“, gelten für Mietverträge der 
EUROPA SERVICE Mobility Partners AG, Schorberger Str. 66, 42699 Solingen (nachfolgend 
„EUROPA SERVICE“ oder „Vermieter“) mit EUROPA SERVICE-Lizenznehmern (nachfol-
gend „Mieter“ oder „Lizenznehmer“) über Kraftfahrzeuge (nachfolgend „Mietsache“ oder 
„Fahrzeug“) und damit zusammenhängender Serviceleistungen. 
1.2. Die Vermietung erfolgt - in folgender Rangfolge - auf Basis des EUROPA SERVICE - 
Mietvertrags und diesen AGB. Ergänzend gelten die Bestimmungen des gesonderten Lizenz-
kooperations-Vertrags der Parteien sowie die allgemeinen gesetzlichen Bestimmungen des 
BGB, insbesondere die Vorschriften für Mietverhältnisse gemäß §§ 535 ff. BGB. 

2. Vertragsschluss 
2.1. Mietverträge mit Lizenznehmern kommen nach Maßgabe dieser AGB durch Abschluss 
eines EUROPA SERVICE - Mietvertrags zustande, d.h. zu dem Zeitpunkt, in welchem die 
Annahmeerklärung des Mieters hinsichtlich des zuvor vermieterseitig übersandten Mietver-
trags dem Vermieter per Fax, Email oder postalisch zugeht; spätestens jedoch mit Übergabe 
des Fahrzeugs und dessen Übernahme in die Obhut des Mieters. Nachträgliche Änderungen 
des jeweiligen Mietvertrags bedürfen der Schriftform, soweit in diesen AGB nichts Abwei-
chendes geregelt ist. 
2.2. Von Ziff. 2.1 abweichende Bedingungen des Mieters entfalten auch dann keine Gültig-
keit, wenn EUROPA SERVICE im Einzelfall nicht widerspricht. 

3. SEPA-Lastschrift  
Der Mieter ist verpflichtet, spätestens mit Abschluss des Mietvertrages und vor Übergabe der 
Mietsache dem Vermieter eine Abbuchungsauftragslastschrift für ein auf seine Firma lautendes 
Girokonto eines inländischen Kreditinstituts zu erteilen und diesbezügliche Änderungen 
während der Vertragslaufzeit dem Vermieter unverzüglich mitzuteilen (SEPA-Firmen-
Lastschrift). Eine einmal erteilte SEPA-Firmen-Lastschrift aus einem gleichartigen und 
beendeten Mietvertrag bleibt bis zu einem Widerruf auch für nachfolgende Mietverträge 
wirksam. 

4. Übergabe der Mietsache 
4.1. Der Mieter hat die Mietsache auf eigene Kosten am vertraglichen vereinbarten Überga-
beort abzuholen. Auf Verlangen sind gültiger Personalausweis oder Reisepass, Führerschein 
und vermieterseits übersandte Übergabedokumente vorzulegen. Der Mieter kann Personen, die 
zu ihm in einem Dienst- oder Arbeitsverhältnis stehen, mit der Abholung der Mietsache 
beauftragen. Derartige Personen müssen wenigstens das 21. Lebensjahr vollendet haben und 
seit mindestens zwei Jahren im Besitz einer Fahrerlaubnis der Klasse B bzw. 3 sein. 
4.2. Dem Mieter sind neben der straßenverkehrsrechtlich zugelassenen, beschilderten und 
mit einer Umweltplakette ausgestatteten Mietsache inklusive Zündschlüssel auch die Zulas-
sungsbescheinigung Teil 1 (im Original oder in Kopie), die Bedienungsanleitungen des 
Herstellers sowie mitgelieferte Service-, Wartungs- oder Inspektionshefte zu übergeben. Die 
weitere Aus- oder Umrüstung der Mietsache aufgrund straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften 
obliegt allein dem Mieter auf dessen Kosten. Dies umfasst insbesondere die Ausrüstung der 
Mietsache mit verpflichtend mitzuführenden Sachen (Verbandskasten, Warndreieck, Warn-
weste, etc.) sowie eine notwendig werdende Umrüstung der Bereifung der Mietsache infolge 
winterlicher Straßenverhältnisse (§ 2 Abs. 3 a StVO). 
4.3. Der Mieter bzw. sein Beauftragter hat die Mietsache bei Übergabe auf äußere Schäden 
sowie auf Beschädigungen im Innen- und Kofferraum des Kraftfahrzeugs zu überprüfen. 
Fehlendes Zubehör sowie festgestellte Beschädigungen hat er noch am Übergabeort zu 
beanstanden und darauf hinzuwirken, dass die Beanstandungen im Übergabedokument 
schriftlich festgehalten werden oder durch ihn handschriftlich vermerkt werden. Der Vermieter 
ist hierüber unverzüglich zu verständigen. Soweit keine Beanstandungen vermerkt und dem 
Vermieter mitgeteilt werden, gilt die Mietsache als ordnungsgemäß, vollständig und beschädi-
gungsfrei übergeben. 

5. Zahlungspflichten des Mieters 
5.1. Die vertraglich vereinbarte Miete ist nach monatlichen Zeitabschnitten bemessen. Die 
im Voraus geschuldete monatliche Miete wird am Tag des Beginns der jeweiligen monatlichen 
Zeitabschnitte fällig. Für die Berechnung der jeweiligen monatlichen Zeitabschnitte gelten die 
§§ 187 Abs. 2, 188 Abs. 2 2. Alt, Abs. 3 BGB. Soweit das vertraglich vereinbarte Mietende 
nicht dem Ende eines Zeitabschnitts entspricht, wird die für den letzten Zeitabschnitt geschul-
dete Miete taggenau anteilig berechnet.  
5.2. Die vertraglich vereinbarte Mietsonderzahlung wird zusammen mit der ersten Monats-
miete fällig. 
5.3. Die vertraglich vereinbarte und vor Übergabe der Mietsache durch den Mieter zu 
leistende Sicherheitsleistung wird vermieterseits nicht verzinst. Über einen teilweisen oder 
vollständigen Einbehalt der Sicherheitsleistung durch den Vermieter wird erst nach Rückgabe 
und endgültiger Abwicklung der Mietsache mit dem Hersteller- oder Händlerunternehmen 
bzw. nach Erhalt des Gutachtens des bei Rückgabe beauftragten Sachverständigen abgerech-
net. Hinsichtlich der Sicherheitsleistung hat der Mieter aus anderen als den vorbezeichneten 
Ereignissen keinen Abrechnungs- und Rückzahlungsanspruch. 
5.4. Die vertraglich vereinbarte, mit Mietbeginn fällige, unverzinsliche und selbst bei einer 
schadensfreien Rückgabe nicht zurück zu zahlende Schadenspauschale wird mit bei Rückgabe 
festgestellten Schäden verrechnet. Im Mietvertrag kann eine betragsmäßig nach oben abwei-
chende Schadensgrenze dergestalt vereinbart werden, dass der Mieter unter Anrechnung der 
geleisteten Schadenspauschale zum Schadensersatz nur in der Höhe verpflichtet ist, die 
oberhalb der vereinbarten Schadensgrenze liegt. Die Schadenspauschale, die abweichende 
Schadensgrenze sowie die Anrechnung hierauf beziehen sich ausschließlich auf Schäden an 
der Mietsache. Ausgenommen sind Fehlteile, nicht durchgeführte Inspektionen, Unfallschäden, 
Selbstbeteiligungen aus Unfall- oder Kaskoschäden, Wertminderungen, Schadenersatzansprü-
che infolge nicht fachgerecht ausgeführter Reparaturen bzw. Instandsetzungen sowie jedes bis 
zur Rückgabe dem Vermieter nicht gemeldete Schadensereignis. 
5.5. Für alle fälligen und abzubuchenden Forderungen des Vermieters übersendet dieser 
dem Mieter eine Rechnung. Der Mieter erklärt sich mit einem elektronischen Rechnungsver-
sand einverstanden. Der Mieter kann jederzeit seine Zustimmung zum elektronischen Rech-
nungsversand durch Erklärung in Textform widerrufen. Zwischen Versand der Rechnung und 
Abbuchung des Rechnungsbetrages hat der Vermieter eine Zeitspanne von mindestens fünf 
Bankarbeitstagen zu gewähren. 
5.6. Der Lizenznehmer hat die durch den Vermieter erstellte Rechnung unverzüglich zu 
prüfen und Einwendungen binnen 21 Werktagen nach Rechnungsdatum mitzuteilen.  
5.7. Soweit der Mieter die Mietsache vor Ablauf der vertraglich vereinbarten Mietzeit 
zurückgibt, bleibt er dennoch zur Zahlung der Miete bis zum Ablauf der Mietzeit verpflichtet. 
Soweit der Mieter die Mietzeit überschreitet und die Mietsache nicht zum Mietende zurück-
gibt, ist der Mieter für jeden angefangenen Kalendertag der Mietzeitüberschreitung bis zur 
endgültigen Rückgabe zur Zahlung der vertraglich vereinbarten Kurzzeitmiete verpflichtet. 
Gleiches gilt für den Fall einer außerordentlichen Kündigung. 
 

6. Versicherung der Mietsache 
6.1. Soweit vertraglich vereinbart ist, dass die Versicherung der Mietsache durch den 
Vermieter erfolgt, ist die Mietsache im Mindestumfang der gesetzlichen Verpflichtungen 
haftpflichtversichert. Darüber hinaus wird eine Haftungsreduzierung nach dem Leitbild einer 
Teil- bzw. Vollkaskoversicherung vereinbart. Die Betragshöhe, die der Mieter nach einem 
Schadensfall trotz Haftungsreduzierung selbst zu tragen hat (Selbstbeteiligung), wird im 
Mietvertrag vereinbart. Der vorbezeichnete Versicherungsumfang gilt nur für den Mieter, 
dessen berechtigte Fahrer sowie nach diesen Bedingungen ordnungsgemäß ausgewählte 
Untermieter. Nicht vermieterseits in die Mietsache eingebrachte Sachen werden vom Versiche-
rungsschutz nicht umfasst. 
6.2. Soweit vertraglich vereinbart ist, dass die Versicherung der Mietsache durch den Mieter 
erfolgt, ist dieser verpflichtet, für die Mietsache eine Haftpflicht- sowie eine Teil- und Voll-
kaskoversicherung abzuschließen. Die Mietsache darf nur mit bestehendem Versicherungs-
schutz in Betrieb genommen werden. Der Mieter ist verpflichtet, dem Vermieter den erfolgten 
Versicherungsabschluss durch Vorlage des ausgestellten Versicherungsscheins bzw. Mittei-
lung der Nummer der elektronischen Versicherungsbestätigung (eVB) nachzuweisen. Der 
Verlust des Versicherungsschutzes, jeder Versicherungs- oder Maklerwechsel ist dem Vermie-
ter unverzüglich anzuzeigen. Sollte der Mieter den vorstehenden Pflichten nicht innerhalb von 
30 Kalendertagen nach Beginn der Mietzeit nachkommen oder während der Mietzeit den 
Versicherungsprämienzahlungen nicht nachkommen, so ist der Vermieter berechtigt und von 
dem Mieter ermächtigt, eine entsprechende Versicherung auf Kosten des Mieters abzuschlie-
ßen bzw. rückständige Prämien für Rechnung des Mieters zu begleichen. Rechte und Ansprü-
che aus den vorbezeichneten Versicherungen im Schadens- oder Untergangsfall tritt der Mieter 
hiermit an den Vermieter ab. 
6.3. Der Mieter ist in beiden Fällen zusätzlich verpflichtet, die Mietsache gegen Unterschla-
gung zu versichern. 

7. Untervermietung 
7.1. Der Mieter ist berechtigt und verpflichtet, die Mietsache im Rahmen seiner geschäftli-
chen Tätigkeit an Endkunden unterzuvermieten. Der Mieter hat seine Untermieter mit der 
Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns auszuwählen. Diese müssen seit mindestens zwei 
Jahren im Besitz einer gültigen Fahrerlaubnis sein. Vor Abschluss des Untermietvertrages hat 
sich der Mieter ein gültiges Ausweisdokument zur Identitätsfeststellung und den Führerschein 
vorlegen zu lassen. Die vorgelegten Dokumente sind in Form einer lesbaren Kopie oder durch 
Übernahme der wesentlichen Daten in das Vertragsformular auch über Beendigung des 
Untermietverhältnisses hinaus nachweissicher aufzubewahren. Gleiches gilt auch für einen 
berechtigten Fahrer des Untermieters. 
7.2. Der Mieter ist verpflichtet, auf Verlangen des Vermieters einen lückenlosen Nachweis 
darüber zu erbringen, dass die Mietsache ausschließlich als Selbstfahrervermietfahrzeug für 
gewerbliche oder private Endkunden des Mieters eingesetzt wurde. Bei der Untervermietung in 
Bezug auf die maximale Mietdauer zu beachtende Herstellervorgaben werden im Mietvertrag 
vereinbart. Soweit dort keine anderweitige Vereinbarung getroffen wurde, darf die Mietsache 
höchstens 60 Kalendertage in der Kurzzeitmiete an denselben gewerblichen oder privaten 
Endkunden vermietet werden. Der Abschluss von Kettenuntermietverträgen ist dem Mieter 
nicht gestattet. 
7.3. Der Vermieter ist berechtigt, die vorstehenden Pflichten des Mieters bei diesem vor Ort 
während der gewöhnlichen Geschäftszeiten durch Beauftragte nachprüfen zu lassen. Der 
Mieter ist verpflichtet, die begehrten Auskünfte durch Vorlage entsprechender Dokumente und 
Unterlagen zu erteilen. 
7.4. Der Mieter ist verpflichtet, in den abzuschließenden Untermietverträgen den jeweiligen 
Untermieter die identischen rechtlichen und tatsächlichen Bedingungen aufzuerlegen, wie er in 
den nachfolgenden gegenüber dem Vermieter verpflichtet ist. Der Mieter hat seine berechtig-
ten Fahrer, seinen Untermietern und deren berechtigten Fahrern auf das Bestehen sämtlicher 
Verpflichtungen und Obliegenheiten aus dem vorliegenden Mietvertrag hinzuweisen. Der 
Mieter hat ein Verschulden seiner berechtigten Fahrer im gleichen Umfange zu vertreten wie 
eigenes Verschulden. 
7.5. Der Mieter hat seinen Untermietern insbesondere vertraglich zu untersagen, die 
Mietsache bei winterlichen Straßenverhältnissen (Glatteis, Schneeglätte, Schneematsch, Eis- 
oder Reifglätte) in Betrieb zu nehmen, wenn die Bereifung der Mietsache den Vorschriften von 
§ 36 Abs. 4, 4 a StVZO (M+S-Reifen bzw. mit dem Alpine-Symbol gekennzeichnete Winter-
reifen) nicht entspricht. Dem Vermieter als Halter der Mietsache auferlegte Geldbußen 
(Ziff. 213 a BKatVO) inkl. den Verfahrenskosten hat der Mieter im Verstoßfalle diesem zu 
erstatten. 

8. Verbotene Nutzungen, Einreisebeschränkungen 
8.1. Dem Mieter und Untermieter ist untersagt, die Mietsache zur Teilnahme an motorsport-
lichen Veranstaltungen, mit der Mietsache Test- und Rennstrecken zu befahren, an Fahrzeug-
tests und Fahrsicherheitstrainings teilzunehmen, leicht entzündliche, explosive, giftige oder 
sonst gefährliche Stoffe zu befördern, mit der Mietsache Zollstraftaten, Vergehen oder Verbre-
chen zu verüben, auch wenn diese nur nach dem Recht des Tatortes mit Strafe bedroht sind, 
sowie die Mietsache für sonstige Nutzungen zu verwenden, die über den vertraglich vereinbar-
ten Gebrauch hinausgehen. 
8.2. Betrieb und Benutzung der Mietsache ist nur innerhalb Deutschlands, Dänemarks, 
Schwedens, Norwegens, Finnland, dem Vereinigten Königreich, Irlands, Frankreichs, Belgi-
ens, den Niederlanden, Luxemburgs, Italiens, Spaniens, Portugals, Griechenlands, der 
Schweiz, Österreichs, Monacos, Liechtensteins und Andorra gestattet. Die Einreise mit der 
Mietsache in die übrigen Ländern Europas ist unabhängig von einer EU-Mitgliedschaft ebenso 
untersagt, wie eine Einreise in die Russische Föderation und sämtlichen Nachfolgestaaten der 
Sowjetunion (UdSSR). Gleiches gilt für eine Durchreise auf dem Landweg nach Griechenland. 

9. Ordnungswidrigkeiten 
9.1. Soweit bei dem Vermieter aufgrund von mit der Mietsache im ruhenden oder fließen-
den Verkehr begangene Ordnungswidrigkeiten behördliche Zeugenbefragungs- oder Anhö-
rungsschreiben in einem Bußgeld- oder Verwarnungsverfahren eingehen, ist der Vermieter 
berechtigt, die Firma des Mieters und dessen Inhaber sowie die Adresse mit dem Hinweis der 
Verwaltungsbehörde mitzuteilen, dass die Mietsache zum Tatzeitpunkt an den vorbezeichneten 
Mieter vermietet war. Gleiches gilt bei zivilrechtlichen Forderungen wegen Parkverstößen auf 
Flächen privater Dritter sowie in Verfahren mit in- oder ausländischen Stellen und Behörden 
bei Verstößen gegen Mautzahlungs- oder Vignettenpflichten, sowie Anfragen von Ermitt-
lungsbehörden im Zusammenhang mit Straftaten. Soweit die Mietsache wegen einer Ord-
nungswidrigkeit im ruhenden Verkehr durch private Abschleppunternehmer im behördlichen 
Auftrag sichergestellt wird, ist die Mietsache unverzüglich unter Begleichung der erhobenen 
Gebühren und Auslagen wieder auszulösen. 
9.2. Der Mieter ist verpflichtet, die gemäß § 25 a StVG dem Vermieter als Halter auferleg-
ten Verfahrenskosten zu erstatten, wenn der Vermieter die Firma, dessen Inhaber und die 
Adresse des Mieters unverzüglich der Verwaltungsbehörde mitgeteilt hat und dennoch der 
verantwortliche Kraftfahrzeugführer vor Eintritt der Verfolgungsverjährung nicht ermittelt 
werden konnte oder seine Ermittlung einen unverhältnismäßigen Aufwand erfordern würde. 
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Der Vermieter ist nicht verpflichtet, gegen einen ergangenen Kostenbescheid gerichtliche 
Entscheidung zu beantragen. 
9.3. Für jeden der in Ziff. 9.1 und 9.1 benannten Sachverhalte kann der Vermieter dem 
Mieter eine Bearbeitungsgebühr in Höhe von 15 EUR brutto berechnen, die über die erteilte 
SEPA-Lastschrift nach Wahl des Vermieters zusammen mit der nächstfälligen Monatsmiete 
oder separat beglichen wird 

10. Unfälle mit und Beschädigungen an der Mietsache 
10.1. Bei jedem Unfall im fließenden Verkehr, bei Wildunfällen sowie bei Brandereignissen 
an der Mietsache ist die örtliche Landespolizei hinzuzuziehen. Sofern die über einen Unfall 
telefonisch informierte Landespolizei die Unfallaufnahme vor Ort ablehnt, hat der Mieter die 
kontaktierte Landespolizeidienststelle, den Namen und den Dienstgrad desjenigen Beamten 
festzuhalten, der die Unfallaufnahme abgelehnt hat. Daneben ist der Mieter verpflichtet, die 
Namen, Adressen, Kraftfahrzeugspezifikationen, Kennzeichen und Versicherungsgesellschaft 
der Unfallbeteiligten festzustellen, eine Skizze der Unfallörtlichkeit, der Fahrlinien und den 
Endstand der Kraftfahrzeuge anzufertigen, sowie Namen und Adressen von Unfallzeugen 
aufzunehmen. Dem Mieter ist es untersagt, Schuldanerkenntnissen gegenüber Dritten am 
Unfallort oder zu einem späteren Zeitpunkt abzugeben. Der Mieter ist verpflichtet, seine 
Untermieter in den abzuschließenden Untermietverträgen die vorstehenden Pflichten und 
Obliegenheiten in identischer Weise aufzuerlegen. 
10.2. Soweit sich Unfallbeteiligte unerlaubt vom Unfallort entfernen oder entfernt haben, ist 
der Mieter verpflichtet, unverzüglich bei den zuständigen staatlichen Stellen Strafanzeige zu 
erstatten und sämtliche sachdienlichen Hinweise anzugeben. 
10.3. Jede festgestellte oder feststellbare Beschädigung der Mietsache infolge eigener, 
fremder oder unbekannter Einwirkung, ist durch den Mieter unverzüglich, unter ausschließli-
cher Verwendung sowie vollständiger Ausfüllung des vermieterseits zur Verfügung gestellten 
Formulars dem Vermieter anzuzeigen. Für jeden Fall der Zuwiderhandlung gegen die vorste-
hende Meldepflicht hat der Mieter dem Vermieter eine Vertragsstrafe in Höhe von 1.000 EUR 
zu zahlen. Der Vermieter kann zur Feststellung und Begutachtung des Beschädigungsgrades 
vom Mieter die Anfertigung von Fotografien in elektronischer Form verlangen. 
10.4. Der Vermieter bleibt zu jeder Zeit Herr des Restitutionsgeschehens. Der Vermieter 
entscheidet, ob ein Schadensgutachten eines öffentlich bestellten und vereidigten Sachverstän-
digen eingeholt wird, ferner ob, wo und in welcher Form ein Schaden an der Mietsache 
repariert wird. Der Vermieter ist berechtigt, hierbei dem Mieter anzuweisen, wohin und wann 
die Mietsache zur Begutachtung bzw. Reparatur zu verbringen ist. 

11. Sonstige Pflichten des Mieters 
11.1. Der Mieter ist verpflichtet, die Mietsache auf eigene Kosten in einem ordnungsgemäßen 
und betriebsfähigen Zustand zu halten. Der Mieter ist verpflichtet, regelmäßig den Luftdruck 
der Bereifung sowie die Füllstände sämtlicher Betriebsflüssigkeiten (Motorölstand, Kühl- und 
Bremsflüssigkeit, etc.) zu kontrollieren und diese bei Bedarf nach Herstellerangaben aufzufül-
len oder durch eine Vertragswerkstatt des Herstellers auffüllen zu lassen. Der Mieter ist 
verpflichtet, dem Vermieter ein Überschreiten der vertraglich vereinbarten monatlichen 
Laufleistung der Mietsache um mehr als 20 vom Hundert unverzüglich anzuzeigen. Dies gilt 
ebenfalls, wenn die vertraglich vereinbarte Gesamtlaufleistung der Mietsache vor Ablauf der 
Mietzeit erreicht wird. 
11.2. Der Mieter ist verpflichtet, jedwede drohende oder eingetretene Beeinträchtigung bzw. 
Wegfall der Betriebsbereitschaft der Mietsache unverzüglich dem Vermieter zunächst telefo-
nisch, sodann schriftlich anzuzeigen und nach dessen Weisung in einer Vertragswerkstatt des 
Herstellers beheben zu lassen. Gleiches gilt für unter die Herstellergarantie fallende Mängel an 
der Mietsache. 
11.3. Der Mieter ist verpflichtet, herstellerseitig nach einem Zeit- oder Kilometermoment 
vorgeschriebene Inspektionen im eigenen Namen und auf eigene Kosten in einer Vertrags-
werkstatt des Herstellers durchführen zu lassen. Über anstehende Inspektionen hat sich der 
Mieter anhand der übergebenen Betriebsanleitungen und Servicehefte selbst Kenntnis zu 
verschaffen und darauf zu achten, dass durchgeführte Inspektionen im Serviceheft ordnungs-
gemäß dokumentiert werden. Im Rahmen von Rückrufaktionen der Hersteller ist der Mieter 
nach Aufforderung des Vermieters verpflichtet, die Mietsache unverzüglich in einer Vertrags-
werkstatt des Herstellers vorzustellen. Kommt der Mieter seinen vorbezeichneten Pflichten 
aufgrund eigenen Verschuldens oder eines Verschuldens seines Untermieters nicht nach, und 
kommt es infolgedessen zu einem Verlust der Herstellergarantie an der Mietsache, so ist er 
verpflichtet, dem Vermieter auf Verlangen etwaig anfallende Kosten sowohl für die Durchfüh-
rung der nicht erfolgten oder nicht dokumentierten Inspektion(en) als auch für eine Erneuerung 
der Herstellergarantie zu erstatten. 
11.4. Das Abhandenkommen eines Zündschlüssels ist dem Vermieter - und, soweit der 
Mieter für die Mietsache eine eigene Versicherung abgeschlossen hat, auch dieser - unverzüg-
lich anzuzeigen. Gleiches gilt auch für eine Wegnahme durch Dritte infolge einer Straftat 
(Diebstahl, Raub, etc.). Verletzt der Mieter die vorgenannten Pflichten schuldhaft, so haftet der 
Mieter für sämtliche sich aus dem Abhandenkommen oder der Wegnahme des Zündschlüssels 
ergebenden Schäden, insbesondere für den Diebstahl der Mietsache, dessen Unterschlagung 
oder Beschädigung infolge unbefugter Benutzung sowie sonstige Schäden gegenüber Dritten. 
11.5. Der Mieter ist verpflichtet, bei Diebstahl oder Unterschlagung der Mietsache bzw. 
Sachbeschädigung an der Mietsache unverzüglich Strafanzeige bei den zuständigen staatlichen 
Stellen zu erstatten. Der Vermieter ist hierüber unverzüglich zu informieren. 
11.6. Der Mieter ist verpflichtet, eine Pfändung oder Beschlagnahme der Mietsache dem 
Vermieter unverzüglich anzuzeigen. Dritte sind unverzüglich über das Eigentum des Vermie-
ters an der Mietsache in Kenntnis zu setzen. Der Mieter ist verpflichtet, einen selbst oder von 
Dritten gestellten Antrag auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens über sein Vermögen dem 
Vermieter unverzüglich anzuzeigen. 

12. Gewährleistung 
12.1. Der Vermieter übernimmt keine Gewährleistung für eine ununterbrochene und stö-
rungsfreie Betriebsbereitschaft der Mietsache. Der Mieter trägt nach Übergabe die Leistungs-
gefahr in Gestalt des zufälligen Untergangs, Abhandenkommens, Totalschadens, Wegfall der 
Gebrauchstauglichkeit sowie der Verschlechterung oder Unterschlagung der Mietsache. 
12.2. Der Mieter bleibt während der Dauer vorbezeichneter Ereignisse zur Leistung der 
vertraglich vereinbarten Miete verpflichtet. Dies gilt insbesondere auch während einer Repara-
tur bzw. Wiederherstellungszeit der Betriebsbereitschaft der Mietsache. Gleiches gilt auch für 
die sonstigen vertraglich vereinbarten Pflichten und Obliegenheiten. Der Mieter wird nur dann 
von der Leistungspflicht der vertraglichen vereinbarten Miete frei, wenn die Betriebsbereit-
schaft der Mietsache aus vom Mieter nicht zu vertretenden Gründen nicht binnen angemesse-
ner Frist wiederhergestellt werden kann. Der Vermieter ist berechtigt, für die Dauer der 
Ausfallzeit dem Mieter ein vergleichbares Ersatzfahrzeug zur Verfügung zu stellen. 
12.3. Das Recht zur außerordentlichen Kündigung bleibt hiervon unberührt. 

13. Außerordentliche Kündigung 
13.1. Das Mietverhältnis wird auf die im Mietvertrag bestimmte Mietzeit abgeschlossen.  
13.2. Jede Partei ist zur außerordentlichen fristlosen Kündigung aus wichtigem Grund gem. 
§ 543 BGB berechtigt. Als wichtiger Grund für den Vermieter gilt insbesondere:  

 erhebliche Verschlechterung der Vermögensverhältnisse, Zahlungsverzug des 
Mieters oder gegen ihn gerichtete Zwangsvollstreckungsmaßnahmen  

 Antrag auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens einer Partei  
 gegen den Mieter gerichtete Zwangsvollstreckungsmaßnahmen  
 unsachgemäßer Gebrauch der Mietsache entgegen Ziff. 8 und 11 der AGB  
 Verschlechterung der Mietsache sowie deren Untergang/Totalschaden, Abhan-

denkommen und Unterschlagung  
 Beendigung des zwischen den Parteien bestehenden Lizenzkooperations-

Vertrags 
13.3. Die außerordentliche Kündigungserklärung bedarf der Schriftform. 
13.4. Der Mieter ist nach einer außerordentlichen fristlosen Kündigung zur sofortigen 
Rückgabe der Mietsache unter denjenigen Konditionen verpflichtet, die für eine reguläre 
Rückgabe nach Ablauf der Mietzeit gelten. Der Mieter ist nach einer außerordentlichen 
Kündigung wegen Verschlechterung der Mietsache verpflichtet, die sich aus der vermieterseits 
angeordneten Rückführung der Mietsache ergebenden Kosten zu tragen. 

14. Allgemeine Regelungen zur Rückgabe der Mietsache 
14.1. Der Mieter kann bei Mietvertragsabschluss wählen, ob für die Rückgabe der Mietsache 
der Modus „Eigenhändige Fahrzeugrückführung“ oder der Modus „Transparente Fahrzeug-
rückführung“ vereinbart werden soll. 
14.2. Der Mieter ist zu einer Rückgabe vor Ablauf der Mietzeit nur berechtigt, wenn der 
Vermieter hierzu vorab seine Einwilligung erklärt. 
14.3. Unabhängig von dem gewählten Modus ist die Mietsache in dem Zubehör- und Ausrüs-
tungsstand der Übergabe inklusive der hierbei ausgehändigten Zündschlüssel, Codekarten, 
Bedienungsanleitungen, sowie Service-, Wartungs- oder Inspektionshefte zurückzugeben. Die 
Mietsache ist insbesondere mit der fabrikats- und modellgleichen Bereifung wie bei Übergabe 
zurückzugeben. Für Sachen, die am Tag der Rückgabe mit der Mietsache zurückzugeben 
wären, aber durch den Mieter nicht zurückgegeben werden können, trägt der Mieter die Kosten 
der Ersatzbeschaffung. Eine spätere Rückgabe oder Rücksendung ist ausgeschlossen. 
14.4. Die Mietsache ist von innen und außen gereinigt zu übergeben. Sämtliche Fahrzeugbe-
klebungen (Umweltplakette, Autobahnvignetten, Aufkleber, etc.) sind, unabhängig von wem 
sie angebracht wurden, durch den Mieter vor der Rückgabe rückstandsfrei zu entfernen. 
Mieterseits eingebaute oder eingebrachte Zubehör- und Ausrüstungsgegenstände sind vor 
Rückgabe von diesem zu entfernen. 
14.5. Soweit bei Rückgabe die Mietsache einen höheren Kilometerstand aufweist, als die 
mietvertraglich vereinbarten monatlichen Freikilometer in Summe ergeben, schuldet der 
Mieter dem Vermieter für jeden Mehrkilometer den vertraglich vereinbarten Mehrkilometer-
preis. Im Falle einer geringeren Gesamtlaufleistung ist eine Minderkilometererstattung an den 
Mieter ausgeschlossen. 

15. Rückgabemodus „Eigenhändige Fahrzeugrückführung“ 
15.1. Der Mieter hat die Mietsache auf eigene Kosten bis Geschäftsschluss am Tag des 
Mietendes am vertraglichen vereinbarten Rückgabeort zurückzugeben. Es obliegt hierbei dem 
Mieter, den Zeitpunkt des Geschäftsschlusses des Rücknahmeunternehmens in Erfahrung zu 
bringen. Der Vermieter ist berechtigt, bis spätestens zwei Wochen vor Ablauf der Mietzeit 
dem Mieter einen abweichenden Rückgabeort bekannt zu geben, der dann als vereinbarter 
Rückgabeort gilt. 
15.2. Soweit die Rückgabe in einem Rücknahmecenter zu bewirken ist, erhält der Mieter als 
Nachweis der Rückgabe eine Übergabebestätigung. Die Zustandsuntersuchung der zurückge-
gebenen Mietsache erfolgt zu einem späteren Zeitpunkt. Der Mieter hat keinen Anspruch 
darauf, dass die Mietsache unmittelbar bei Rückgabe in seinem Beisein begutachtet wird. 
15.3. Soweit die Rückgabe bei einem Vertragshändler des Herstellers zu bewirken ist, erfolgt 
die Zustandsuntersuchung der Mietsache durch besonders Beauftragte des Vertragshändlers 
unmittelbar bei Rückgabe im Beisein des Mieters oder zu einem späteren Zeitpunkt. 
15.4. Festgestellte Schäden an der Mietsache, die über eine gewöhnliche Abnutzung hinaus-
gehen, werden durch den Vermieter in einer schriftlichen Schadenaufstellung dem Mieter zur 
Kenntnis gegeben. Soweit hierin aufgeführte Schäden dem Grunde oder der Höhe nach vom 
Mieter innerhalb einer Frist von vier Kalendertagen nach dem Zugang der Schadenaufstellung 
nicht widersprochen oder bestritten werden, gilt die Schadenaufstellung als anerkannt. Der 
Vermieter ist verpflichtet, auf diese Folge in der Schadenaufstellung den Mieter nochmals 
ausdrücklich hinzuweisen. 
15.5. Soweit in der Schadenaufstellung Schadenpositionen dem Grunde oder der Höhe nach 
vom Mieter bestritten werden und hierüber zwischen den Vertragsparteien keine Einigung 
erzielt werden kann, wird mit der Begutachtung ein öffentlich bestellter und vereidigter 
Sachverständige für Kfz-Schäden und -Bewertung durch den Vermieter beauftragt. Die 
Vertragsparteien erkennen das hierauf erstatte Gutachten unabhängig von etwaigen Sonderver-
einbarungen des Vermieters mit Rückkäufern und unabhängig von der Frage, ob die festge-
stellten Schäden an der Mietsache vor Übereignung an einen Rückkäufer tatsächlich repariert 
werden, als verbindlich an. Die Kosten des Gutachtens tragen der Vermieter und der Mieter je 
zur Hälfte. Bei Rückgabe der Mietsache nicht durchgeführte Reinigungsarbeiten sowie 
Inspektionen, die mieterseits während der Mietzeit durchzuführen gewesen wären, aber bei 
Rückgabe der Mietsache noch ausstehen, hat der Mieter auf Basis von Kostenvoranschlägen 
oder Rechnungen oder Gutachten eines öffentlich bestellten und vereidigten Sachverständigen 
dem Vermieter zu erstatten. Die Erstattungspflicht besteht unabhängig von etwaigen Sonder-
vereinbarungen des Vermieters mit Rückkäufern und unabhängig von der Frage, ob die 
ausstehenden Arbeiten an der Mietsache vor Übereignung an einen Rückkäufer tatsächlich 
durchgeführt wurden. 
15.6. Der Mieter ist im Rahmen der Rückgabe verpflichtet, die amtlichen Kennzeichen und, 
soweit die Zulassungsbescheinigung Teil 1 im Original übergeben wurde, auch diese innerhalb 
von drei Kalendertagen nach Rückgabe der Mietsache zwecks Abmeldung auf eigene Kosten 
und Gefahr an die Firma PS-Team Deutschland GmbH & Co. KG, Am Klingenweg 6, 
65393 Walluf zu übersenden. Vor Ablauf der Mietzeit ist der Mieter hierauf nochmals hinzu-
weisen. Dem Mieter obliegt der Nachweis der fristgerechten Versendung sowie des Eingangs 
bei dem vorbezeichneten Dienstleister, widrigenfalls hat der Mieter die Mehrkosten der 
Abmeldung (Ausstellung von Ersatzdokumenten, Abgabe eidesstattlicher Versicherungen, 
etc.) zu tragen hat. Der Mieter ist ferner verpflichtet, dem Vermieter innerhalb von drei 
Kalendertagen nach Rückgabe der Mietsache das Rückgabedatum und den hierbei eigenstän-
dig abzulesenden Kilometerstand in Textform zu übermitteln. 

16. Rückgabemodus „Transparente Fahrzeugrückführung“ 
16.1. Am Tag nach Beendigung der Mietzeit wird der Zustand der Mietsache im Betrieb des 
Mieters durch einen öffentlich bestellten und vereidigten Sachverständigen für Kfz-Schäden 
und -Bewertung begutachtet. Der Sachverständige wird durch den Vermieter beauftragt und 
stimmt den Begutachtungstermin fünf Tage vor Ablauf der Mietzeit mit dem Mieter ab. 
16.2. Zum Begutachtungstermin ist die Mietsache durch den Mieter in dem unter Ziff. 14 
beschriebenen Ausrüstungs- und Reinigungszustand vorzuführen. Soweit der Mieter den 
vereinbarten Untersuchungstermin versäumt, ist der Vermieter berechtigt, pauschalierte Kosten 
für einen zweiten Untersuchungstermin in Höhe von 50 EUR zzgl. USt. zu berechnen, soweit 
der Mieter die Terminssäumnis zu vertreten hat. 
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16.3. Die Begutachtung der Mietsache erfolgt im Beisein des Mieters. Nach Abschluss der 
Begutachtung wird zwecks Abholung und Rückführung der Mietsache zum vereinbarten 
Rückgabeort ein Abholdienst beauftragt, der innerhalb von 48 Stunden die Mietsache nach 
Ankündigung auf Achse zum Rückgabeort transferiert. Mit Abschluss der Begutachtung ist es 
dem Mieter untersagt, die Mietsache in Betrieb zu nehmen. Der Vermieter ist berechtigt, 
hierzu den Sachverständigen zu veranlassen, geeignete Sicherungsmaßnahmen zu ergreifen. 
Der Mieter ist verpflichtet, die Mietsache in dem Zustand der Begutachtung dem beauftragten 
Abholdienst zu übergeben und hierdurch die Rückgabe zu bewirken. 
16.4. Dem Mieter wird unverzüglich nach dem Begutachtungstermin das hierbei angefertigte 
und beiderseits unterzeichnete Begutachtungsprotokoll des Sachverständigen über die festge-
stellten Schäden elektronisch zugesandt. Das hierauf vom Sachverständigen erstattete Gutach-
ten erhalten Mieter und Vermieter innerhalb von sieben Werktagen. Die Vertragsparteien 
erkennen das Gutachten als verbindlich für die weitere Schadensregulierung an. Die finale 
Schadenabrechnung unter Berücksichtigung der geleisteten Schadenspauschale und der 
Sicherheitsleistung erfolgt innerhalb von maximal 14 Werktagen nach Beendigung der 
Mietzeit. Spätere Nachberechnungen sind ebenso ausgeschlossen wie eine Berechnung von 
nicht im Begutachtungsprotokoll bzw. Gutachten aufgeführten Schäden. Dies gilt nicht für 
Schäden, die im Rahmen der Begutachtung trotz Beachtung der sachverständigen Sorgfalts-
pflichten deswegen nicht erkannt und bewertet werden konnten, weil ein dem Vermieter nicht 
gemeldetes Schadensereignis bei der Begutachtung durch den Mieter verschwiegen wurde oder 
die Schadensstelle durch den Sachverständigen nicht in Augenschein genommen werden 
konnte. Vorstehende Schäden sind aus der Schadenspauschalregelung der Ziff. 5.4 ebenfalls 
ausgenommen. 
16.5. Die Kosten des gesamten Begutachtungsprozesses in Höhe von 75 EUR zzgl. USt. sind 
mit der letzten monatlichen Miete fällig und werden mit dieser gemeinsam dem Mieter 
berechnet. Die entfernungsabhängigen Kosten des Abholdienstes werden durch diesen an den 
Mieter separat berechnet. Die Preise und Konditionen des Abholdienstes sind für den Mieter 
im geschützten Partnerbereich auf der Website des Vermieters abrufbar. 

17. Haftung 
17.1. Der Mieter haftet für Unfallschäden unbeschränkt soweit der Mieter oder ein berechtig-
ter Fahrer den Unfall vorsätzlich, grob fahrlässig bzw. infolge alkohol- oder drogenbedingter 
Fahruntüchtigkeit verursacht hat und die Versicherung den Schaden nicht oder nicht vollstän-
dig reguliert hat. 
17.2. Der Mieter haftet für von ihm zu vertretende Schäden und Folgeschäden unbeschränkt, 
die an der Mietsache oder durch die Mietsache an Rechtsgütern Dritter dadurch entstehen, dass 
ein nicht berechtigter Fahrer die Mietsache benutzt, die Mietsache zu einem vertragswidrigen 
Zweck verwendet wird, die Mietsache unsachgemäß behandelt wird, oder in sonstiger Weise 
gegen Vertragspflichten und -obliegenheiten verstoßen wird. 
17.3. Der Mieter haftet für von ihm zu vertretende Schäden unbeschränkt, die an der Mietsa-
che oder durch die Mietsache an Rechtsgütern Dritter dadurch entstehen, dass sich der Mieter 
oder ein berechtigter Fahrer als Unfallbeteiligter unerlaubt vom Unfallort entfernt (§ 142 
StGB), nach einem Unfall die örtliche Landespolizei zur Unfallaufnahme nicht hinzuzieht und 
auch sonst keine selbständige Unfallaufnahme erfolgt sowie den Verlust eines Zündschlüssels 
zur Mietsache nicht oder nicht unverzüglich angezeigt wird. Dies gilt nicht, soweit die vorbe-
zeichneten Pflichtverletzungen keinen Einfluss auf die Schadenfeststellung gehabt haben. 
17.4. Der Mieter haftet für eine nicht durch die Vollkaskoversicherung ersetzte merkantile 
Wertminderung der Mietsache infolge eines durch ihn oder durch einen berechtigten Fahrer 
selbstverschuldeten Unfalls in voller Höhe. 
17.5. Der Vermieter haftet nicht für leicht fahrlässig verursachte Schäden gegenüber dem 
Mieter. Hiervon ausgenommen sind Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder 
der Gesundheit, wenn der Vermieter die Pflichtverletzung zu vertreten hat. Eine Pflichtverlet-
zung des Vermieters steht die ihres gesetzlichen Vertreters oder Erfüllungsgehilfen gleich. 

18. Verjährung 
18.1. Für Ersatzansprüche des Vermieters wegen Veränderungen oder Verschlechterungen 
der Mietsache und Ansprüche des Mieters aus dem Mietverhältnis gilt eine Verjährungsfrist 
von 6 Monaten; im Übrigen verjähren die Ansprüche des Vermieters in 3 Jahren. Die Verjäh-
rung beginnt mit Rückgabe der Mietsache. 
18.2. Abweichend beginnt bei einem polizeilich aufgenommen Unfall die Verjährung erst mit 
Akteneinsichtnahme des Vermieters. Der Vermieter ist zur unverzüglichen Akteneinsichtnah-
me verpflichtet. Auf Verlangen des Mieters ist der Vermieter verpflichtet, das Datum der 
Akteneinsichtnahme dem Mieter mitzuteilen. 
18.3. Die Verjährung beginnt spätestens 6 Monate nach Rückgabe der Mietsache. 

19. Datenschutz 
19.1. Der Vermieter ist Verantwortlicher im Sinne von Art. 4 Nr. 7 DSGVO. Die personen-
bezogenen Daten des Mieters und der berechtigten Fahrer werden zum Zwecke der Vertrags-
begründung, -durchführung und -beendigung vom Vermieter erhoben, verarbeitet, gespeichert 
und genutzt. Eine Weitergabe der Daten an Dritte erfolgt nur, soweit dies für Vertragsabwick-
lung erforderlich ist gem. Art. 6 Abs. 1 b) und f) DSGVO (z. B. Abrechnungsdienstleister, 
Kreditinstitute, Haftpflicht- und Kaskoversicherungsunternehmen, zentrale Abrechnungsstel-
len zur Regulierung von Unfallschäden, etc.) oder der Vermieter gesetzlich zur Weitergabe 
auch ohne Einwilligung verpflichtet ist (insb. bei behördlichen Ermittlungen in Ordnungswid-
rigkeiten- und Strafsachen) gem. Art. 6 Abs. 1 c) DSGVO. Eine darüber hinaus gehende 
Verwendung bedarf einer besonderen gesetzlichen Erlaubnis oder der ausdrücklichen und 
jederzeit widerruflichen Einwilligung des Mieters und der berechtigten Fahrer. 
19.2. Hinweis: Der Mieter und die berechtigten Fahrer können Auskunft über die zu ihrer 
Person gespeicherten Daten, den Zweck der Speicherung und deren Herkunft verlangen. 
Zusätzlich besteht ein Recht auf Berichtigung, Sperrung und Löschung der personenbezogenen 
Daten. Weitergehende Informationen hierzu finden sich auf der EUROPA SERVICE-Webseite 
(Datenschutzerklärung). 

20. Schlussbestimmungen 
20.1. Der Mieter hat jeden Rechtsformwechsel sowie Änderungen im Handels- oder Gewer-
beregister oder in anderen für das Mietvertragsverhältnis bedeutsamen Fällen dem Vermieter 
unverzüglich anzuzeigen. Gleiches gilt für den Mieter bei einer vollständigen oder teilweisen 
Betriebsveräußerung. Ein Anspruch auf Fortführung des Mietvertragsverhältnisses zwischen 
dem Rechtsnachfolger oder Betriebserwerber und dem Vermieter besteht nicht. 
20.2. Der Vermieter ist berechtigt, Rechte aus dem Mietvertrag sowie das Eigentum am 
Fahrzeug selbst – auch sicherungshalber – an Dritte abzutreten, bzw. zu übertragen. Der Mieter 
ist zur Abtretung von Rechten aus dem Mietvertrag an Dritte nur dann berechtigt, wenn der 
Vermieter hierzu schriftlich vorab seine Einwilligung erteilt hat. 
20.3. Der Mieter kann wegen eigener Ansprüche gegen Forderungen des Vermieters nur 
aufrechnen, soweit seine Ansprüche unbestritten oder rechtskräftig festgestellt sind. Zurückbe-
haltungsrechte des Mieters wegen nicht aus diesem Mietvertrag herrührender Ansprüche sind 
ausgeschlossen. 
20.4. Der Mieter erklärt sich mit der Speicherung seiner persönlichen Daten durch den 
Vermieter für die Dauer der Mietzeit bis zum Zeitpunkt der Rückgabe bzw. bis zur vollständi-

gen Schadensregulierung einverstanden. Der Vermieter verpflichtet sich, die gespeicherten 
Daten ausschließlich zur Durchführung des Mietvertrages zu verwenden und Dritten nicht 
zugänglich zu machen. Ausgenommen hiervon sind Auskünfte in behördlichen Verfahren 
aufgrund von mit der Mietsache begangene Ordnungswidrigkeiten oder Straftaten. 
20.5. Sollten einzelne Bestimmungen des Mietvertrages ganz oder teilweise unwirksam sein 
oder ihre Rechtswirksamkeit ganz oder teilweise verlieren, so wird hierdurch die Gültigkeit der 
übrigen Bestimmungen nicht berührt. 
20.6. Mündliche Nebenabreden wurden nicht getroffen. Den Vertragsparteien bleibt vorbe-
halten, die aus der vorstehenden Vollständigkeitsklausel folgende Vermutung der Vollständig-
keit und Richtigkeit zu widerlegen. 
20.7. Als Gerichtsstand wird der Sitz des Vermieters vereinbart, sofern der Mieter Kaufmann 
im Sinne des Handelsrechts ist. Gleiches gilt, wenn der Mieter seinen Wohnsitz oder gewöhn-
lichen Aufenthalt ins Ausland verlegt oder sein Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthalt im 
Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt ist. 
20.8. Es gilt ausschließlich das Recht der Bundesrepublik Deutschland unter Ausschluss der 
Gesetze über internationale Rechtsgeschäfte. Dies gilt auch, wenn der Mieter seinen Sitz im 
Ausland hat oder nach Mietvertragsabschluss ins Ausland verlegt. 
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